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Fusion der Sparkassen Ostunterfranken mit Schweinfurt

Aufhebung des Kreistagsbeschlusses vom 10.11.2017

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 10.11.2017 hat der Kreistag von Haßberge einer umstrittenen Fusion der Sparkasse Ostunter​franken mit der Sparkasse Schweinfurt zugestimmt.

Laut Pressemitteilung (vgl. Haßfurter Tagblatt vom 11.11.2017) wurde das Abstimmungsprocedere folgendermaßen durchgeführt:

„Der Kreistag Haßberge hat am Freitag dem Zusammenschluss der Sparkasse Ostunterfranken mit der Sparkasse Schweinfurt zugestimmt. Dies hat Landratsamtssprecherin Moni Göhr der Presse im Anschluss an die nicht-öffentliche Abstimmung mitgeteilt: Nach der Geschäfts​ordnung des Landkreises sind alle Angelegenheiten der Sparkasse unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln – auch das Abstimmungsergebnis bleibt unter Verschluss.“

Aus folgenden Gründen ist diese Vorgehensweise rechtswidrig:

1. Öffentlichkeit/Nichtöffentlichkeit von Sparkassenangelegenheiten

Sparkassenangelegenheiten sind in aller Regel nichtöffentlich. Bei Fusionen muss allerdings etwas anders vorgegangen werden, wie es das Bayer. Innenministerium und die Regierung von Oberbayern bei der Fusion der Sparkassen Weilheim und Schongau im Dezember 2016 vorgeschlagen haben  und was auch befolgt wurde:

Beratung im nichtöffentlichen Teil und Abstimmung im öffentlichen Teil. 

Der Kreistag des Landkreises Haßberge hat genau entgegengesetzt gehandelt. Die Behandlung im öffentlichen Teil mag noch angehen, da hier nur sog. „Schaufensterreden“ gehalten werden. Die Abstimmung im nicht​öffentlichen Teil ist allerdings rechtswidrig. Der Bürger muss wissen, wie das Ergebnis exakt ausgefal​len ist. Der Zeitungsartikel des Weilheimer Tagblatts vom 11.12.2016 ist beigefügt. Die entsprechende Passage steht auf Seite 2 und ist gelb markiert.

Die Pressesprecherin hat die Rechtmäßigkeit mit einem Hinweis auf die Geschäftsordnung des Kreistags begründet. Das ist unzulässig. Eine Geschäftsordnung darf nicht anderslautende Vorschriften der Gemeindeordnung bzw. Anweisungen der obersten Rechtsaufsichtsbehörde (Innenministerium) unterlaufen.

2. Ausschluß von Nichtabstimmungsberechtigten

Die Fusion hat erstens zur Folge, dass die bisherigen Verwaltungsratsmitglieder der Sparkasse Ost​unter​franken über die angestrebte Fusion zum 1.1.2018 hinaus in ihren Ämtern bleiben. Zweitens er​hält dieser Personenkreis nach den Richtlinien zur Bestimmung von Verwaltungsrats​entschädigun​gen wesentlich mehr Geld. 

Das kann abgelesen werden aus einem Vortrag, der am 7.11.2017 in Knetzgau gehalten wurde. Dieser Vortrag ist beigefügt, die betreffenden Daten stehen auf den Folien 33 und 35.

Es handelt sich also um folgende Beträge (alt und neu im Vergleich):

· Vorsitzender: bisher 1.370 €; neu 1.634 € (Herr Schneider wird Stellvertreter; Vorsitzender wird wohl der Landrat/OB von Schweinfurt)
· Stellvertreter: bisher 1.027 €; neu: 1.634 €
· Verwaltungsrat: bisher 685 €; neu:1.089 €

Die Verwaltungsräte der Sparkasse Ostunterfranken erhalten monatlich deutlich mehr als bisher!

Art. 49 der Bayerischen Gemeindeordnung schreibt vor, dass Bürgermeister/Landrat/Stadtrat/Kreisrat bei einem Tagesordnungspunkt der Kreistagssitzung nicht teilnehmen dürfen, wenn sie persönlich einen unmittelbaren Vorteil haben. Zum unmittelbaren Vorteil zählt vor allem ein wirtschaftlicher Vorteil, also mehr Geld als bisher für die betreffende Tätigkeit.
 

Es ist unbedeutend, wenn vom neuen Betrag gemäß der Nebentätigkeitsverordnung einiges an die entsendende Kommune erstattet werden muss und vom Zusatzeinkommen eventuell nichts übrig bleibt. Maßgebend ist der Betrag, der von der Sparkasse abfließt!
 

Damit ist der unmittelbare Vorteil gegeben bei folgenden sechs Personen, die sowohl Kreisrat als auch Mitglied des Verwaltungsrats der Sparkasse Ostunterfranken sind:
 

Wilhelm Schneider, Landrat
Wolfgang Borst, Bürgermeister der Stadt Hofheim
Bernhard Ruß, Bürgermeister der Gemeinde Sand/Main
Siegmund Kerker, Bürgermeister i. R. der Gemeinde Oberaurach 
Christoph Winkler, Bürgermeister i. R. der Stadt Zeil/Main
Kurt Sieber, Bürgermeister i. R. der Stadt Königsberg
 

Nicht teilnehmen heißt, dass weder an der Beratung noch an der Abstimmung teilgenommen werden darf. Die Betroffenen müssen während dieses Tagsordnungspunkts auf der Zuhörerbank Platz nehmen.

 

Nun haben einige dieser Personen aktiv an der Diskussion teilgenommen und das Ergebnis beein​flusst, Vorsitzender war Landrat Schneider. Alles ist nachzulesen im Artikel des Haßfurter Tag​blatts vom 11.11.2017.

Wegen 1. und 2. ist daher der Beschluss des Kreistags vom 10.11.2017 aufzuheben. Die Angelegenheit „Fusion Sparkassen Ostunterfranken mit Schweinfurt“ muss neu behandelt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Rainer Gottwald

(per Mail versandt)

